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Doppelbesteuerungsabkonunen mit Pakistan 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Fortentwidclung des Steuerrechts in den beteiligten Län- 
dern macht eine Novellierung des deutsch-pakistanischen Dop- 
pelbesteuerungsabkommens von 1968 erforderlich. 

Die Bundesregierung war durch eine Entschließung des Deut- 
schen Bundestages auf gef ordert, auf eine Verminderung der 
steuerlichen Vorbelastung von Dividendenzahlungen nach der 
Bundesrepublik Deutschland hinzuwirken. 

B. Lösung 

Das neue Abkommen vollzieht die Anpassung an die Ände- 
rungen nationalen Rechts. 

Gleichzeitig wird inbesondere die gegenseitige Besteuerung 
von Zinsen und Dividenden verbessert; damit wird auch der 
Entschließung des Deutschen Bundestages entsprochen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 27. August 1963 zur Änderung 
des Abkommens vom 7. August 1958 zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Islamischen Republik Pakistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung 
der Steuerverkürzung bei den Steuern vom Einkommen sowie 
zu dem Ergänzungsabkommen vom 24. Januar 1970 zwischen 
der Bundesrepublik Deutsdiland und der Islamisdien Republik 
Pakistan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung bei den Steuern vom 

Einkommen 

— Drucksache VI/ 1238 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kreile 


Der Gesetzentwurf wurde dem Aussdiuß in der 
72. Sitzung des Deutsdien Bundestages am 14. Ok- 
tober 1970 zur Beratung überwiesen. Der Aussdiuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 5. November 
1970 behandelt. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland und der 
Islamisdien Republik Pakistan gilt das Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung bei den Steuern 
vom Einkommen vom 7. August 1958. Es hat sich 
als sichere steuerliche Rechtsgrundlage für den 
Wirtschaftsverkehr zwischen beiden Ländern und 
vor allem für die entwicklungspolitisch erwünschten 
deutschen Privatinvestitionen in Pakistan bewährt. 

Die Entwicklung der Steuerrechte beider Länder 
und ihrer wirtschaftlichen Beziehungen haben Än- 
derungen des Abkommens notwendig gemacht. Sie 
sind Gegenstand des hiermit vorgelegten deutsch- 


pakistanischen Protokolls vom 27. August 1963. Die- 
ses verbessert vor allem die Besteuerung von Zins- 
bezügen deutscher Investoren in Pakistan und paßt 
die Abkommensregelung über die Devidendenbe- 
steuerung dem geänderten pakistanischen Steuer- 
recht an. 

Bei den Verhandlungen über das Protokoll waren, 
deutsche Forderungen, die auf einen verbesserten 
und d^r internationalen Übung entsprechenden 
steuerlichen Schutz deutscher Seeschiffahrtsunter- 
nehmen abzielten, in Erwartung günstiger Zukunfts- 
entwicklungen ausgeklammert . worden. Da sich 
diese Erwartungen nicht erfüllten und auch einige 
andere Fragen zu klären waren, wurde das Ratifika- 
tionsverfahren für das Protokoll nicht aufgenom- 
men. Vielmehr wurden bald nach der Unterzeich- 
nung des Protokolls heue Vertragsgespräche einge- 
leitet, die zu dem am 24. Januar 1970 Unterzeich- 
neten Ergänzungsabkommen führten. Dieses schaltet 
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die Besteuerung von Seeschiffahrtsunternehmen 
eines Vertragstaates im anderen Vertragstaat aus 
und ändert gleichzeitig in gewissen Punkten die 
Zinsregelung des Protokolls vom 27. August 1963 
ab. Bei den Verhandlungen einigten sich beide 
Seiten darüber, nunmehr die Ratifikation des Proto- 
kolls vorzubereiten und gleichzeitig mit der des Er- 
gänzungsabkommens zu vollziehen. 

Der Finanzausschuß billigt einmütig das vor- 
liegende Abkommen. 

Bonn, den 6. November 1970 

Dr. Kreile 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/1238 — unver- 
■ ändert anzunehmen. 

Bonn, den 6. November 1970 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Kreile 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



